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BEGRUNDUNG

1 HINTERGRUND

Am 19. Marz 2004 nahm die Kommission einen Vorschlag fur eine Verordnung des
Européischen Parlaments und des Rates zur Einfiihrung eines Européischen Mahnverfahrens
an', der am 19. M&rz 2004 an das Parlament und den Rat weitergeleitet wurde. Am 9. Februar
2005 gab der Européische Wirtschafts- und Sozialausschuss seine Stellungnahme zu der
Vorlage ab®. Das Européische Parlament verwies den Vorschlag an seinen Rechtsausschuss
(zustandig fur den Bericht) und seinen Ausschuss fur birgerliche Freiheiten, Justiz und
Inneres (zusténdig fur die Stellungnahme). Die Stellungnahme wurde am 13. Juni 2005, der
Bericht am 14. Juli 2005 vom jeweils zustandigen Ausschuss angenommen. Der Rat einigte
sich auf seiner Tagung am 2. Dezember 2005 auf den Wortlaut der Artikel der Verordnung.
Das Europdische Parlament verabschiedete seine Stellungnahme, mit der der
Kommissionsvorschlag vorbehaltlich einiger Anderungen gebilligt wurde, auf seiner
Vollversammlung am 13. Dezember 2005. Die vom Européischen Parlament angenommenen
Anderungen stimmen mit dem vom Rat am 2. Dezember 2005 gebilligten Text tiberein und
ersetzen  im  Wesentlichen den Wortlaut der Artikel des urspringlichen
Kommissionsvorschlags.

2. ZIEL DESGEANDERTEN VORSCHLAGS

Der geénderte Vorschlag passt den urspringlichen Vorschlag fur eine Verordnung des
Europaischen Parlaments und des Rates zur Einflhrung eines Européischen Mahnverfahrens
an die vom Europaischen Parlament beschlossenen Anderungen an.

3. STELLUNGNAHME DER KOMMISSION ZU DEN ABANDERUNGEN DES
PARLAMENTS
31 Vollstéandig von der Kommission tibernommene Abanderungen

Die Abanderungen 26, 27, 28, 32, 34, 35, 36, 37, 38, 40, 41, 42, 43, 44, 45, 46, 48, 49, 50, 54,
55, 56, 57, 58, 59, 60, 61, 62, 63, 64, 65, 66, 67 und 73 kdnnen vollsténdig in der vom
Parlament vorgelegten Form Ubernommen werden, denn sie dienen der Vereinfachung des
Verfahrens, figen eine weitere Dimension — den freien Verkehr von Européischen
Zahlungsbefehlen — hinzu, tragen zu mehr Klarheit des Instruments an sich bzw. zur Klérung
von Detailfragen bei oder enthalten zusétzliche Elemente, die fur die Umsetzung des
V erordnungsvorschlags gegebenenfalls von Nutzen sind.

Um die Abschaffung des Exequaturverfahrens in der Verordnung aufnehmen zu konnen,
bedarf es einer Reihe von zusdtzlichen Erwéagungsgrinden, die groftenteils der
Verordnung (EG) Nr. 805/2004 des Européischen Parlaments und des Rates vom 21. Apiril
2004 zur Einfuhrung eines europdischen Vollstreckungstitels fir unbestrittene Forderungen
entnommen sind.

1 KOM (2004) 173 endg. vom 19.3.2004 und K OM(2004) 173 endg./3 vom 25.5.2004.
2 EWSA/2005/133, ABI. C 221 vom 8.9.2005, S. 77.
2
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3.2 Von der Kommission inhaltlich Ubernommene, aber umfor mulierte Abanderungen

Die Abanderungen 30, 31, 33, 47, 51, 52, 53, 68, 69, 70, 72, 74 und 75 kdnnen im Grundsatz
akzeptiert werden, wenn sie anders formuliert werden.

Mit Abanderung 30 soll klargestellt werden, dass fur die Berechnung von Fristen die
Verordnung (EWG, Euratom) Nr. 1182/71 des Rates vom 3. Juni 1971 zur Festlegung der
Regeln fur die Fristen, Daten und Termine gilt. Es bietet sich an, den Erwagungsgrund leicht
umzuformulieren, um der Auslegung des Europdischen Gerichtshofes in Bezug auf die
Anwendbarkeit der Verordnung 1182/71 auf bestehende Instrumente im Bereich des
Zivilrechts nicht vorzugreifen.

In Abé&nderung 31 wird vorgeschlagen, dass der Antragsgegner in dem Formblatt darauf
hingewiesen wird, dass die Fristen gemal3 der Verordnung (EWG, Euratom) Nr. 1182/71 des
Rates vom 3. Juni 1971 zur Festlegung der Regeln fur die Fristen, Daten und Termine zu
berechnen sind. Inhatlich ist an dieser Anderung nichts auszusetzen, doch bedarf es dazu
nicht eines eigenen Erwégungsgrundes. Vielmehr muss sie direkt in das entsprechende
Formblatt eingearbeitet werden.

Abéanderung 33 verpflichtet die Gerichte, jeden weiteren Widerspruch des Antragsgegners zu
berticksichtigen, wenn dieser deutlich zum Ausdruck gebracht wird. Der Verweis auf diese
Verpflichtung ist wichtig, denn er dient dem Schutz der Verteidigungsrechte. Der betreffende
Erwagungsgrund sollte daher noch deutlicher formuliert werden.

In Abanderung 47 sollte auf Artikel 4b anstatt auf Artikel 4b Absatz 3 des Textes des
Européi schen Parlaments verwiesen werden.

In Abanderung 51 fehlt in Absatz 2 Buchstabe b) im Englischen hinter “court of origin” das
Wort ,, sent”.

Die Abénderungen 52 und 53 ergeben sich zwangdéaufig aus der Abschaffung des
Exequaturverfahrens fir Européische Zahlungsbefehle in der Verordnung. Es handelt sich
hierbei um die wortwortliche Ubernahme der entsprechenden Mindestanforderungen an die
Zustellung in der Verordnung (EG) Nr. 805/2004 des Européischen Parlaments und des Rates
vom 21. April 2004 zur Einfihrung eines européischen Vollstreckungstitels fur unbestrittene
Forderungen. Allerdings ist aufgrund der in Abanderung 39 vorgeschlagenen Definition des
Begriffs , grenziiberschreitende Streitsachen* (Artikel 1a Absatz 1 der Parlamentsvorlage)
eine technische Anderung erforderlich. Nach dieser Definition wére es denkbar, dass der
Antragsgegner in einem Nicht-Mitgliedstaat der Européischen Union seinen Wohnsitz oder
gewohnlichen Aufenthaltsort hat. In diesem Fall gelten fir die Zustellung eines Européischen
Zahlungsbefehls an den Antragsgegner die Zustellungsvorschriften dieses Staates. In der
Abanderungen 52 und 53 sollte diese Mdglichkeit deutlich zum Ausdruck kommen, weshalb
den auch auf die Zustellungsvorschriften des Anerkennungs- oder Vollstreckungsstaates
anstatt —mitgliedstaates verwiesen werden muss.

In Abanderung 68 ist auf Artikel 12d anstatt 12f der Parlamentsvorlage zu verweisen.

In Abanderung 69 ist in Absatz 1 Buchstabe b) auf Artikel 12c der Parlamentsvorlage zu
verweisen.

In Abanderung 70 ist auf die Anhange (im Plural) zu verweisen, da die Verordnung mehrere
Anhange enthalten wird.
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Abanderung 72 schreibt eine ausfiihrliche Uberpriifung der Funktionsweise der Verordnung
im Lichte der einzelstaatlichen Mahnverfahren vor. Die Uberprifung soll finf Jahre nach
Inkrafttreten der Verordnung erfolgen. Wegen der in Abanderung 73 vorgeschlagenen
Unterscheidung zwischen dem Datum des Inkrafttretens der Verordnung und dem Datum
ihrer Anwendung durfte in Abanderung 72 die Bezugnahme auf das Datum der Anwendung
der Verordnung sinnvoller sein. Dies deckt sich auch mit den Gesprachen im Rat.

Abanderung 74 erfordert aus technischen Griinden einige grundlegende Anderungen: die
Neufassung muss sich nach der Software richten, die fur die elektronische Bearbeitung des
Européi schen Zahlungsbefehls bendtigt wird.

In Abanderung 75 wird eine Anlage zum Antragsformular vorgeschlagen. Dieser Anhang ist
praktisch gesehen Teil des eigentlichen Antrags und muss folglich in die Abéanderung 74 mit
aufgenommen werden.

3.3 Von der Kommission teilweise tibernommene Abanderungen
Die Abéanderungen 29, 39 und 76 kénnen teilweise akzeptiert werden.

Mit der Abanderung 29 soll der Zweck der besonderen Uberprifung verdeutlicht werden, die
den Antragsgegnern nach Ablauf der Frist fUr die Einlegung eines Widerspruchs gegen den
Europaischen Zahlungsbefehl zugebilligt wird. Da diese Uberpriifung insofern wichtig ist, als
sie dem Schutz der Verteidigungsgrechte des Antragsgegners dient, sollte deren Bedeutung
genauer dargelegt werden; so sollte klargestellt werden, dass der Begriff ,, aul3ergewdhnliche
Umstande® den Fall mit einschlielen konnte, in dem ein Europdischer Zahlungsbefehl
aufgrund falscher Angaben des Antragstellers im Antrag ausgestellt wurde. Dies entspricht
auch der Diskussion im Rat.

Abanderung 39 versucht den Begriff der ,, grenziiberschreitenden Streitsache” fir die Zwecke
dieser Verordnung zu definieren. Die Kommission hat mit der Beschrankung der Verordnung
auf grenziberschreitende Streitsachen grundsétzlich keine Probleme und kann sich auch
grofdtenteils mit der vorgeschlagenen Begriffsbestimmung einverstanden erklaren, spricht sich
aber gegen die Verwendung des Begriffs ,Mitgliedstaat” im Zusammenhang mit dem
Wohnsitz oder gewohnlichen Aufenthaltsort der Parteien aus. Der Verweis auf die
“Mitgliedstaaten” im Zusammenhang mit den Parteien hat erhebliche rechtliche und
politische Folgen. Er wirde bedeuten, dass das européische Mahnverfahren in bestimmten
Falen, in denen die Zustéandigkeit — z.B. aufgrund der Verordnung 44/2001 des Rates vom
22. Dezember 2000 Uber die gerichtliche Zustandigkeit und die Anerkennung und
Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen - bei den Gerichten der
Européischen Union liegt, dann keine Anwendung finden wirde, wenn der Antragsteller oder
der Antragsgegner seinen Wohnsitz in einem Nicht-EU-Mitgliedstaat hat. Antragstellern mit
Wohnsitz in einem Land aufRerhalb der EU die Inanspruchnahme des Verfahrens zu
untersagen, ist angesichts der bestehenden V erpflichtungen der Europdischen Union vor allem
im Rahmen des GATT-Abkommens von 1994, des Ubereinkommens (iber den Handel mit
Dienstleistungen GATS und des TRIPS-Ubereinkommens &uRerst fragwirdig. Auch die
Anwendung des kunftigen Rechtsinstruments in Kombination mit dem Lugano-
Ubereinkommen von 1988 (iber die gerichtliche Zustandigkeit und die Anerkennung und
Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen wirde im Hinblick auf
Antragsteller mit Wohnsitz oder gewohnlichem Aufenthaltsort in einem nicht zur
Europdischen Union gehdrenden Vertragsstaat des Ubereinkommens zu  keiner
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erstrebenswerten Situation fuhren. Schliefdlich schafft die Definition auch Probleme im
Hinblick auf das Abkommen Uber den Européischen Wirtschaftsraum.

In Abanderung 76 wird die Streichung der Anhénge 2 und 3 in der urspringlichen
Kommissionsvorlage vorgeschlagen. Wahrend Anhang 2 gestrichen werden kann, gilt dies
nicht fir Anhang 3. Dieser und die Ubrigen Anhénge, die alle Standardformulare enthalten,
muissen unter Bertcksichtigung der fir die elektronische Verarbeitung erforderlichen
Software an den gednderten V orschlag angepasst werden. .

34 Nicht Gbernommene Abanderungen

Abanderung 71 kann nicht (bernommen werden, da die vorgeschlagene Anderung
formaljuristisch inkorrekt ist. In diesem Absatz muss auf den gesamten Artikel und nicht nur
auf den Absatz mit dem Verwels Bezug genommen werden.

4. SCHLUSSFOL GERUNG

Gestutzt auf Artikel 250 Absatz 2 EG-Vertrag andert die Kommission ihren Vorschlag wie
folgt:

DE



DE

2004/0055 (COD)
Geanderter Vorschlag fur eine

VERORDNUNG DES EUROPA|ISCHEN PARLAMENTSUND DESRATES
zur Einfuhrung eines Européischen Mahnverfahrens

(Text von Bedeutung fur den EWR)

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION -

gestutzt auf den Vertrag zur Grindung der Européischen Gemeinschaft, insbesondere auf
Artikel 61 Buchstabe c und Artikel 67 Absatz 5 zweiter Gedankenstrich,

auf Vorschlag der Kommission®,

nach Stellungnahme des Européi schen Wirtschafts- und Sozial ausschusses’,

gemal3 dem Verfahren des Artikels 251 EG-Vertrag,

in Erwdgung nachstehender Grinde:

)

(2)

3)

(4)

Die Gemeinschaft hat sich zum Ziel gesetzt, einen Raum der Freiheit, der Sicherheit
und des Rechts, in dem der freie Personenverkehr gewéhrleistet ist, zu erhalten und
weiterzuentwickeln. Dazu erlasst die Gemeinschaft unter anderem im Bereich der
justiziellen Zusammenarbeit in Zivilsachen mit grenziiberschreitenden Auswirkungen
die fur das reibungsl ose Funktionieren des Binnenmarkts erforderlichen Mal3nahmen.

Auf seiner Tagung am 15. und 16. Oktober 1999 in Tampere forderte der Européische
Rat den Rat und die Kommission auf, neue Vorschriften zu jenen Aspekten
auszuarbeiten, die unabdingbar fir eine reibungslose justizielle Zusammenarbeit und
einen verbesserten Zugang zum Recht sind, und nannte in diesem Zusammenhang
ausdricklich auch das Mahnverfahren.

Am 30. November 2000 verabschiedete der Rat ein gemeinsames Programm der
Kommission und des Rates Uber Mal3nahmen zur Umsetzung des Grundsatzes der
gegenseitigen  Anerkennung  gerichtlicher  Entscheidungen in  Zivil- und
Handelssachen®. Darin wird die Schaffung eines besonderen, gemeinschaftsweit
einheitlichen oder harmonisierten Verfahrens zur Erwirkung einer gerichtlichen
Entscheidung in speziellen Bereichen, darunter auch zur Beitreibung unbestrittener
Forderungen, in Erw&gung gezogen. Dieses Vorhaben wurde in dem vom
Europdischen Rat am 5. November 2004 verabschiedeten Haager Programm
aufgegriffen, in dem die Kommission zur aktiven Fortfuhrung der Arbeiten am
Européi schen Mahnverfahren aufgefordert wird.

Am 20. Dezember 2002 nahm die Kommission ein Grinbuch Uber ein europaisches
Mahnverfahren und Uber Mal3nahmen zur einfacheren und schnelleren Beilegung von

K OM(2004) 173 endg. vom 19.3.2004 und K OM(2004)173/3 endg. vom 25.5.2004.
EWSA/2005/133, Abl. C 221 vom 8.9. 2005, S. 77.
ABI. C 12 vom 15.01.2001, S. 1.
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(5)

(6)

(")

(8)

9)

(10)

(11)

(12)

Streitigkeiten mit geringem Streitwert an. Das Griinbuch lieferte den Ausgangspunkt
far eine Anhérung zu den moglichen Zielen und Merkmalen eines einheitlichen oder
harmonisierten europdischen Mahnverfahrens zur Beitreibung unbestrittener
Forderungen.

Fir die Wirtschaft der Européischen Union ist die rasche und effiziente Beitreibung
ausstehender Forderungen, die nicht Gegenstand eines Rechtsstreits sind, von grofter
Bedeutung, da Zahlungsverzug eine der Hauptursachen fur Zahlungsunfahigkeit ist,
die vor alem die Existenz von kleinen und mittleren Unternehmen bedroht und fur
den Verlust zahlreicher Arbeitspldtze verantwortlich ist.

Zwar versuchen alle Mitgliedstaaten, dem Problem der Beitreibung unzahliger
unbestrittener Forderungen beizukommen, die meisten von ihnen im Wege eines
vereinfachten Mahnverfahrens, doch gibt es bei der inhatlichen Ausgestaltung der
einzelstaatlichen Vorschriften und der Effizienz der Verfahren erhebliche
Unterschiede. Uberdies sind die derzeitigen Verfahren in einem grenziiberschreitenden
Kontext haufig entweder unzuléssig oder praktisch undurchfihrbar.

Der daraus resultierende erschwerte Zugang zu einer effizienten Rechtsprechung bel
grenziberschreitenden Rechtssachen und die Verfalschung des Wettbewerbs im
Binnenmarkt, die sich als Folge der unterschiedlichen Funktionsweise der den
Glaubigern  in  den einzelnen Mitgliedstaaten zur Verfigung stehenden
verfahrensrechtlichen Instrumente einstellt, erfordern eine Gemeinschaftsregel egung,
die fur Glaubiger und Schuldner in der gesamten Union gleiche Bedingungen schafft.

Zweck diessr Verordnung ist die Vereinfachung, Beschleunigung und
kostengunstigere  Abwicklung der Beitrelbung unbestrittener Forderungen im
grenziberschreitenden Rechtsverkehr durch Einflhrung eines Européischen
Mahnverfahrens, das den freien Verkehr von Européischen Zahlungsbefehlen in allen
Mitgliedstasten mit Hilfe einheitlicher Mindestvorschriften ermdglicht, deren
Einhaltung die bisher fir die Anerkennung und Vollstreckung erforderlichen
Zwischenverfahren im Vollstreckungsmitgliedstaat Uberfllissig macht.

Das in dieser Verordnung festgelegte Verfahren stellt ein zusétzliches, fakultatives
Instrument fir den Antragsteller dar, dem es nach wie vor freisteht, sich fur ein
innerstaatliches Rechtsinstrument zu entscheiden. Deshalb werden die nach
innerstaatlichem Recht vorgesehenen Mechanismen zur Beitreibung unbestrittener
Forderungen durch diese Verordnung weder ersetzt noch harmonisiert.

Der Schriftverkehr zwischen dem Gericht und den Parteien sollte so weit wie moglich
mit Hilfe von Standardformularen abgewickelt werden, um die Verwaltung der
Verfahren zu erleichtern und eine automatisierte Verarbeitung der Daten zu
ermaoglichen.

Die Mitgliedstasten sollten bel ihrer Entscheidung, welche Gerichte einen
Européischen Zahlungsbefehl ausstellen durfen, gebihrend berlicksichtigen, dass der
Zugang zur Gerichtsbarkeit gewahrleistet sein muss.

Der Antragsteller wird verpflichtet, in dem Antrag auf Erlass eines Européischen
Zahlungsbefehls Angaben zu machen, aus denen der geltend gemachte Anspruch und
seine Begriindung klar zu entnehmen sind, damit der Antragsgegner anhand fundierter
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(13)

(14)

(15)

(16)

(17)

(18)

(19)

(20)

(21)

Informationen entscheiden kann, ob er Widerspruch einlegen oder die Forderung
unbestritten lassen will.

Dabel soll er auch einige Beweismittel anfihren missen, mit denen er die Richtigkeit
seiner Angaben gegebenenfalls untermauern kénnte, ohne dass dem Gericht jedoch ein
Urkundsbeweis vorgel egt werden muss.

Mit einem Antrag auf Erlass eines Européischen Zahlungsbefehlsist die Zahlung aller
anfallenden Gerichtsgebtihren verbunden.

Das Gericht hat den Antrag sowie die Frage der gerichtlichen Zustéandigkeit und die
Beschreibung der Beweismittel auf der Grundlage der im Formblait enthaltenen
Angaben zu prufen. Dies ermdglicht es dem Gericht, prima facie zu beurteilen, ob die
Forderung begrindet ist, und unter anderem offensichtlich unbegrindete oder
unzuldssige Forderungen auszuschlief3en. Die Priufung muss nicht unbedingt von
einem Richter durchgefihrt werden.

Der Européische Zahlungsbefehl soll den Antragsgegner dartber aufkléren, dass er
entweder seine ausstehenden Verbindlichkeiten gegeniber dem Antragsteller zu
begleichen hat oder, wenn er die Forderung bestreiten will, innerhalb von 30 Tagen
Widerspruch einlegen muss. Neben der vollen Aufkldrung tGber den vom Antragsteller
geltend gemachten Anspruch soll der Antragsgegner auf die rechtliche Bedeutung des
Europdischen Zahlungsbefehls und insbesondere die Folgen eines Verzichts auf
Widerspruch hingewiesen werden.

Eine Uberprifung der Zuriickweisung eines Antrags auf Erlass eines Europaischen
Zahlungsbefehls ist nicht statthaft, doch wird damit nicht die Mdoglichkeit einer
Uberprifung der Entscheidung in gleicher Instanz ausgeschlossen.

Infolge der von Land zu Land unterschiedlichen Ausgestaltung des Zivilprozessrechts,
insbesondere der Zustellungsvorschriften, missen die Mindestanforderungen prézise
und detailliert beschrieben sein. So kann insbesondere eine Zustellungsform, die im
Hinblick auf die Einhaltung der Mindestvorschriften auf einer Legalfiktion beruht, fir
die Zustellung einer Entscheidung als Europaischer Vollstreckungstitel nicht als
ausreichend angesehen werden.

Allein den Artikeln 13 und 14 aufgefuhrten Zustellungsarten sind entweder durch die
absolute Gewissheit (Artikel 13) oder eine hohe Wahrscheinlichkeit (Artikel 14)
gekennzeichnet, dass das zugestel lte Schriftstiick dem Adressaten zugegangen ist.

Die personliche Zustellung an andere Personen als den Antragsgegner selbst nach
Mal3gabe von Artikel 14 Absatz 1 Buchstaben a) und b) gilt nur dann als im Sinne
dieser Vorschriften erfolgt, wenn diese Personen den Européaischen Zahlungsbefehl
auch tatsachlich entgegengenommen bzw. erhalten haben.

Artikel 15 findet auf Félle Anwendung, in denen der Antragsgegner sich nicht selbst
vor Gericht vertreten kann, etwa weil es sich um eine juristische Person handelt oder
er von Gesetzes wegen durch eine andere Person vertreten wird, sowie auf Falle, in
denen der Antragsgegner eine andere Person, insbesondere einen Rechtsanwalt,
erméachtigt hat, ihn in dem betreffenden Gerichtsverfahren zu vertreten.
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(22)

(23)

(24)

(25)

(26)

(27)

Das Gericht ist fur die luckenlose Erfullung der verfahrensrechtlichen
Mindestanforderungen und die Ausstellung eines standardisierten Europdischen
Zahlungsbefehls zustandig.

Der Antragsgegner kann unter VVerwendung des als Anhang beigefiigten Formulars die
Forderung bestreiten. Die Gerichte sind gehalten, jeglichen weiteren Widerspruch in
schriftlicher Form zu berticksichtigen, wenn dieser deutlich zum Ausdruck gebracht
wird.

Ein fristgerecht eingereichter Widerspruch beendet das Europésche Mahnverfahren
und fuhrt zur automatischen Uberleitung der Sache in einen ordentlichen Zivilprozess,
es sai denn, der Antragsteller hat ausdriicklich erkléart, dass er in diesem Fall auf die
Fortsetzung des Rechtsstreits verzichtet. Der Begriff "ordentlicher Zivilprozess' ist in
diessr Verordnung nicht zwangsaufig im Sinne des einzelstaatlichen Rechts
auszulegen.

In Ausnahmefédlen sollte der Antragsgegner auch nach Ablauf der Widerspruchsfrist
die Moglichkeit erhalten, eine Uberprifung des Zahlungsbefehls zu beantragen. Eine
solche Uberpriifung in Ausnahmeféllen bedeutet nicht, dass der Antragsgegner eine
zweite Chance erhalt, der Forderung zu widersprechen. Im Uberprifungsverfahren
sollte die Sachverhatsprifung auf die Grinde beschrankt werden, die sich aus den
vom Antragsgegner angefuhrten aufergewohnlichen Umstdnden ergeben. Zu den
sonstigen auf3ergewohnlichen Umstanden im Sinne von Artikel 20 Absatz 2 kdnnte
auch der Fall gerechnet werden, dass der Europdische Zahlungsbefehl auf falschen
Angaben im Antragsformular beruht.

Die Gerichtskosten eines Européischen Mahnverfahrens und eines sich im Falle der
Einlegung eines Widerspruchs gegen den Europdischen Zahlungsbefehl
anschlief3enden ordentlichen Zivilprozesses sollten insgesamt nicht hdher sein als die
Kosten enes ordentlichen Zivilprozesses ohne vorausgehendes Europaisches
Mahnverfahren. Allerdings sind hierin beispielsweise nicht die Anwaltskosten und die
Kosten fur die auf3ergerichtliche Zustellung von Schriftstiicken inbegriffen.

Ein in einem Mitgliedstaat ausgestellter vollstreckbarer Européischer Zahlungsbefehl
ist zum Zwecke der Vollstreckung so zu behandeln, as sei er in dem Mitgliedstaat
ausgestellt worden, in dem die Vollstreckung betrieben wird. Gegenseitiges V ertrauen
in die ordnungsgemél3e Rechtspflege der Mitgliedstaaten rechtfertigt es, dass das
Gericht nur eines Mitgliedstaats beurteilt, ob alle Voraussetzungen fir die Ausstellung
eines Europdischen Zahlungsbefehls vorliegen, so dass die Vollstreckung in alen
anderen Mitgliedstaaten moglich ist, ohne dass im Vollstreckungsmitgliedstaat
zusétzlich von einem Gericht nachgeprift werden muss, ob die prozessualen
Mindestvorschriften eingehalten worden sind. Die Einzelheiten der Vollstreckung des
Europaischen Zahlungsbefehls werden unbeschadet der Vorschriften dieser
Verordnung, insbesondere in Artikel 22 Absédtze 1 und 2 sowie Artikel 23, nach wie
vor vom einzelstaatlichen Recht geregelt.
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(28)

(29)

(30)

(31)

(32)

(33)

Zu beachten ist, dass fUr die Berechnung von Fristen und Terminen die Verordnung
(EWG, Euratom) Nr. 1182/71 des Rates vom 3. Juni 1971 zur Festlegung der Regeln
fur die Fristen, Daten und Termine heranzuziehen ist’.

Da die Zide dieser Verordnung auf Ebene der Mitgliedstaaten nicht hinreichend
verwirklicht und wegen der Tragweite und Wirkung der Verordnung daher besser auf
Gemel nschaftsebene erreicht werden kénnen, darf die Gemeinschaft entsprechend demin
Artikel 5 EG-Vertrag niedergelegten Subsidiaritétsprinzip in diesem Fall tétig werden.
Entsorechend dem in diesem Artikel ebenfalls verankerten Grundsatz der
Verhdtnismadigkeit geht die vorliegende Verordnung nicht Uber das zur Erreichung
dieser Ziele erforderliche Mal? hinaus.

Die vorliegende Verordnung steht im Einklang mit den Grundrechten und
Grundsétzen, die insbesondere mit der Charta der Grundrechte der Europdischen
Union als allgemeine Grundsétze des Gemeinschaftsrechts anerkannt wurden. Sie zielt
vor adlem darauf ab, die uneingeschrankte Wahrung des Rechts auf ein faires
Verfahren, wie esin Artikel 47 der Charta verankert ist, zu gewéahrleisten.

Die zur Durchfihrung dieser Verordnung erforderlichen Mal3nahmen sollten gemafid
dem Beschluss 1999/468/EG des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der
Modalitdten fur die Awusibung der der Kommission  Ubertragenen
Durchfiihrungsbefugnisse’ beschlossen werden.

Das Vereinigte Konigreich und Irland haben gemald Artikel 3 des dem Vertrag Uber
die Europédische Union und dem Vertrag zur Grindung der Europaischen
Gemeinschaft beigefugten Protokolls Uber die Position des Vereinigten Konigreichs
und Irlands mitgeteilt, dass sie sich an der Annahme und Anwendung dieser
Verordnung beteiligen mdchten.

Déanemark beteiligt sich gemal? Artikel 1 und 2 des dem Vertrag tber die Européische
Union und dem Vertrag zur Grindung der Europaischen Gemeinschaft beigefligten
Protokolls tber die Position Danemarks nicht an der Annahme dieser Verordnung. Die
Verordnung ist daher fur diesen Staat nicht bindend oder anwendbar -

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1
Gegenstand

Die Verordnung hat Folgendes zum Zidl:

- die Vereinfachung und Beschleunigung von grenziberschreitenden Verfahren im
Zusammenhang mit unbestrittenen Geldforderungen und die Verringerung der
Verfahrenskosten durch Einfihrung eines Europaischen Mahnverfahrens sowie

- den freien Verkehr von Europaischen Zahlungsbefehlen in allen Mitgliedstaaten
durch Festlegung von Mindestvorschriften, deren Einhatung die bisher fir die

ABI. L 124vom 8.6.1971, S.1.
ABI. L 184 vom 17.7.1999, S. 23.
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Anerkennung und Vollstreckung erforderlichen  Zwischenverfahren im
Vollstreckungsmitgliedstaat Uberfllissig macht.

Die vorliegende Verordnung hindert den Antragsteller nicht daran, eine Forderung
im Sinne von Artikel 4 im Wege eines anderen nach dem Recht eines Mitgliedstaats
oder dem Gemeinschaftsrecht zuldssigen V erfahrens beizutreiben.

Artikel 2
Anwendungsbereich

Diese Verordnung gilt fUr grenziberschreitende Rechtssachen im Zivil- und
Handel shereich unabhangig von der Art des sachlich zustandigen Gerichts. Nicht von
ihr erfasst werden unter anderem Steuer- und Zollsachen, verwaltungsrechtliche
Angelegenheiten sowie die Haftung des Staates fur Handlungen oder Unterlassungen
im Rahmen der Austibung hoheitlicher Rechte ("acta jure imperii™).

Diese Verordnung gilt nicht fir

a)  Rechte an Vermdgenswerten aus ehelichen Gemeinschaften sowie das Gebiet
des Erbrechts einschlief3dlich des Testamentsrechts,

b)  Anspriche aus Konkursverfahren gegen zahlungsunfahige Unternehmen oder
sonstige juristische Personen sowie aus Vergleichs- oder dhnlichen Verfahren,

c)  Soziaversicherungsanspriiche,
d)  Anspriche aus aul3ervertraglichen Schuldverhaltnissen, es sei denn

(i) sie sind Gegenstand einer Vereinbarung zwischen den Parteien oder eines
Schuldanerkenntnisses oder

(ii) sie beziehen sich auf bezifferte Forderungen, die aus dem gemeinsamen
Eigentum an Vermogensgegenstanden erwachsen.

Im Sinne dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck ,Mitgliedstaat” die
Mitgliedstaaten mit Ausnahme Dénemarks.

Artikel 3
Grenzuberschreitende Rechtssachen

Eine grenziberschreitende Rechtssache im Sinne dieser Verordnung liegt vor, wenn
mindestens eine der Parteien ihren Wohnsitz oder gewdhnlichen Aufenthalt nicht in
dem Mitgliedstaat des befassten Gerichts, sondern in einem anderen Staat hat.

Der Wohnsitz wird nach den Artikeln 59 und 60 der Verordnung (EG) Nr. 44/2001
des Rates vom 22. Dezember 2000 Uber die gerichtliche Zustandigkeit und die
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Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und Handel ssachen8
bestimmt.

3. Der mal3gebliche Augenblick fur die Feststellung, ob eine grenziberschreitende
Rechtssache vorliegt, ist der Zeitpunkt, zu dem der Antrag auf Erlass eines
Europaischen Zahlungsbefehls beim zusténdigen Gericht nach dieser Verordnung
eingereicht wird.

Artikel 4
Europaisches Mahnverfahren

Das Europaische Mahnverfahren gilt fur die Beitreibung bezifferter Geldforderungen, die zum
Zeitpunkt der Beantragung eines Européi schen Zahlungsbefehls fallig sind.

Artikel 5
Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck

1 “Ursprungsmitgliedstaat”: den Mitgliedstaat, in dem ein Européscher
Zahlungsbefehl erlassen wird,

2. "Vollstreckungsmitgliedstaat”: den Mitgliedstaat, in dem die Vollstreckung des
Européi schen Zahlungsbefehls betrieben wird,

3. "Gericht": jede Behdrde in den Mitgliedstaaten, die fur den Europdischen
Zahlungsbefehl sowie ale sonstigen damit zusammenhangenden Angelegenheiten
zustandig ist,

4. "Ursprungsgericht”. das Gericht, das den Européischen Zahlungsbefehl erlésst.

Artikel 6
Zustandigkeit
1 Zum Zwecke der Durchfliihrung dieser Verordnung bestimmt sich die Zustandigkeit

nach den einschldgigen Vorschriften des Gemeinschaftsrechts, insbesondere der
Verordnung (EG) Nr. 44/2001 des Rates vom 22. Dezember 2000 Uber die
gerichtliche Zustandigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von
Entscheidungen in Zivil- und Handel ssachen.

2. Betrifft die Forderung jedoch einen Vertrag, den eine Person, der Verbraucher, zu
einem Zweck geschlossen hat, der nicht der beruflichen oder gewerblichen Téatigkeit
dieser Person zugerechnet werden kann, und ist der Verbraucher Antragsgegner, so
liegt die Zustdndigkeit bei den Gerichten des Mitgliedstaats, in dem der
Antragsgegner im Sinne des Artikels 59 der Verordnung (EG) Nr. 44/2001 vom 22.
Dezember 2000 Uber die gerichtliche Zustandigkeit und die Anerkennung und
Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und Handel ssachen wohnhaft ist.

8 ABI. L 12vom 16.1.2001, S.1.
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Artikel 7
Antrag auf Erlass eines Européischen Zahlungsbefehls

Der Antrag auf Erlass eines Européischen Zahlungsbefehlsist unter Verwendung des
als Anhang beigefugten Formblattes zu stellen.

Der Antrag muss Folgendes beinhalten:

a)  die Namen und Anschriften der Verfahrensbeteiligten und gegebenenfalls ihrer
Vertreter sowie die Bezeichnung und Anschrift des Gerichts, bei dem der
Antrag eingereicht wurde;

b) die Hohe der Forderung; dies beinhatet die Hauptforderung sowie
gegebenenfalls Zinsen und Vertragsstrafen;

c) bel Geltendmachung von Verzugszinsen der Zinssatz sowie der Zeitraum, for
den der Zinssatz erhoben wird, es sei denn, auf die Forderung wird nach dem
Recht des Ursprungsmitgliedstaats automatisch der gesetzliche Zinssatz
erhoben,

d) den Streitgegenstand einschliefdlich einer Darstellung des Sachverhalts, der der
Hauptforderung und gegebenenfalls der Zinsforderung zugrunde liegt,

€) ene Beschreibung von Beweismitteln zur Untermauerung der Forderung,
f)  die Grindefir die Zustéandigkeit sowie

g) die Feststellung, dass es sich um eine grenziiberschreitenden Rechtssache im
Sinne von Artikel 3 handelt.

In dem Antrag erklart der Antragsteller, dass er die Angaben nach bestem Wissen
und Gewissen gemacht hat, und nimmt zur Kenntnis, dass jede vorsétzliche
Fal schauskunft angemessene  Sanktionen nach dem Recht des
Ursprungsmitgliedstaats nach sich ziehen kann.

Der Antragsteller kann in einer dem Antrag als Anlage beigefiigten Erklarung dem
Gericht gegeniiber mitteilen, dass er die Uberleitung in ein ordentliches Verfahren im
Sinne des Artikels 17 fur den Fall ablehnt, dass der Antragsgegner Widerspruch
einlegt. Dies hindert den Antragsteller nicht daran, das Gericht zu einem spéteren
Zeitpunkt, in jedem Fall aber vor Erlass des Zahlungsbefehls, hiervon in Kenntnis zu
setzen.

Der Antrag ist in Papierform oder durch andere — auch elektronische —
Kommunikationsmittel, die im Ursprungsmitgliedstaat zulassig sind und dem
Ursprungsgericht zur Verfligung stehen, einzureichen.

Der Antrag ist vom Antragsteller oder gegebenenfalls von seinem Vertreter zu
unterzeichnen. Wird der Antrag gemdd Absatz 5 auf elektronischem Weg
eingereicht, so ist er nach Artikel 2 Nummer 2 der Richtlinie 1999/93/EG des
Europdischen Parlaments und des Rates vom 13. Dezember 1999 Uber
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gemeinschaftliche Rahmenbedingungen  fir  elektronische  Signaturen® zu
unterzeichnen. Diese Signatur wird im Ursprungsmitgliedstaat anerkannt, wobei die
Anerkennung nicht von weiteren Bedingungen abhéngig gemacht werden darf.

Eine solche elektronische Signatur ist jedoch nicht erforderlich, wenn und insoweit
es bel den Gerichten des Ursprungsmitgliedstaats ein alternatives elektronisches
Kommunikationssystem gibt, das einer bestimmten Gruppe von vorab registrierten
und authentifizierten Nutzern zur Verfigung steht und die sichere Identifizierung
dieser Nutzer erméglicht. Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission Uber
derartige Kommunikationssysteme.

Artikel 8
Prufung des Antrags

Das mit einem Antrag auf einen Europaischen Zahlungsbefehl befasste Gericht prift so bald
als moglich anhand des Antragsformulars, ob die in den Artikeln 2, 3, 4, 6 und 7 genannten
Voraussetzungen erfullt sind und ob die Forderung begrindet und zuldssig erscheint. Diese
Prufung kann im Rahmen eines automatisierten Verfahrens erfolgen.

Artikel 9
Vervollstandigung und Berichtigung des Antrags

1. Das Gericht raumt dem Antragsteller die Mdglichkeit ein, den Antrag zu
vervollstandigen oder zu berichtigen, wenn die in Artikel 7 genannten
Voraussetzungen nicht erfallt sind und der Antrag nicht offensichtlich unbegriindet
oder unzulassig ist. Das Gericht verwendet dazu das Formblatt im Anhang.

2. Fordert das Gericht den Antragsteller auf, den Antrag zu vervollstéandigen oder zu
berichtigen, so legt es dafir eine Frist fest, die ihm den Umstanden nach angemessen
erscheint. Das Gericht kann diese Frist nach eigenem Ermessen verlangern.

Artikel 10
Anderung des Antrags

1. Sind die in Artikel 8 genannten Voraussetzungen nur fir einen Teil des Antrags
erfullt, so unterrichtet das Gericht den Antragsteller hiervon unter Verwendung des
als Anhang beigefigten Formblatts. Der Antragsteller wird aufgefordert, das
Angebot fur einen Européischen Zahlungsbefehl tber den vom Gericht angegebenen
Betrag anzunehmen oder abzulehnen, wobei er Uber die Folgen seiner Entscheidung
belehrt wird. Die Antwort des Antragstellers muss durch Riicksendung des von dem
Gericht Ubermittelten Formblatts innerhalb der von dem Gericht gemal? Artikel 9
Absatz 2 festgelegten Frist erfolgen.

2. Nimmt der Antragsteller das Angebot des Gerichts an, so erlasst das Gericht gemal3
Artikel 12 einen Européischen Zahlungsbefehl fur den Teil des Antrags, dem der

o ABI. L 13vom 19.1.2000, S. 12.
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Antragsteller zugestimmt hat. Die Folgen hinsichtlich des verbleibenden Teils der
urspriinglichen Forderung unterliegen einzel staatlichem Recht.

Ubermittelt der Antragsteller seine Antwort nicht innerhalb der vom Gericht
festgel egten Frist oder lehnt er das Angebot des Gerichts ab, so weist das Gericht den
Antrag auf Erlass eines Européischen Zahlungsbefehls in seiner Gesamtheit gemal3
Artikel 11 zurtick.

Artikel 11
Zurlickweisung des Antrags

Das Gericht weist den Antrag zuriick, wenn

a)  der Antragsteller seine Antwort nicht innerhalb der vom Gericht gemald Artikel
9 Absatz 2 gesetzten Frist tGbermittelt oder

b)  der Antragsteller seine Antwort gemal3 Artikel 10 nicht innerhalb der von dem
Gericht gesetzten Frist Ubermittelt oder das Angebot des Gerichts ausschlagt,
oder

c) diein den Artikeln 2, 3, 4, 6 und 7 genannten Voraussetzungen nicht erfillt
oder

d) dieForderung offensichtlich unbegrtindet oder unzuldssig ist.

Der Antragsteller wird anhand des im Anhang aufgefihrten Formblatts von den
Grunden der Zurtickweisung in Kenntnis gesetzt.

Gegen die Zurlickwei sung des Antrags kann kein Rechtsmittel eingelegt werden.

Die Zurlckweisung des Antrags hindert den Antragsteller nicht daran, die Forderung
mittels eines neuen Antrags auf Erlass eines Europaischen Zahlungsbefehls oder
durch jedes andere nach dem Recht eines Mitgliedstaats zulassige Verfahren
durchzusetzen.

Artikel 12
Erlass eines Europaischen Zahlungsbefehls

Sind die Bedingungen nach Artikel 8 erfiillt, so erlésst das Gericht so rasch wie
maoglich und in der Regel binnen 30 Tagen nach Einreichung eines entsprechenden
Antrags einen Europédischen Zahlungsbefehl unter Verwendung des als Anhang
beigefligten Formbl atts.

Bel der Berechnung der 30-tégigen Frist wird die Zeit, die der Antragsteller zur
Vervollstandigung, Berichtigung oder Anderung des Antrags bendtigt, nicht
berticksichtigt.

Der Europdische Zahlungsbefenl wird zusammen mit einer Kopie des

Antragsformulars ausgestellt. Er enthélt nicht die vom Antragsteller gemal3 Artikel 7
Absatz 4 erteilten Auskinfte.
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3. In dem Zahlungsbefehl wird der Antragsgegner darauf hingewiesen, dass er die Wahl
hat zwischen

a)

der Zahlung des in dem Zahlungsbefehl ausgewiesenen Betrags an den
Antragsteller oder

b) der Einlegung enes Widerspruchs gegen den Zahlungsbefehl beim
Ursprungsgericht, der innerhalb der in Artikel 16 Absatz 2 genannten Frist
abgeschickt werden muss.

4. In dem Europdischen Zahlungsbefehl wird der Antragsgegner dariiber aufgeklart,
dass

a) der Zahlungsbefehl ausschliefdlich auf der Grundlage der Angaben des
Antragstellers erlassen und vom Gericht nicht nachgeprift wurde,

b)  der Zahlungsbefehl vollstreckbar wird, wenn nicht bei Gericht gemal3 Artikel
16 Widerspruch eingelegt wird,

c) im Falle eines Widerspruchs das Verfahren von den zusténdigen Gerichten des
Ursprungsmitgliedstaats gemald den Regeln eines ordentlichen Zivilprozesses
weitergefuhrt wird, es sei denn, der Antragsteller hat ausdriicklich beantragt,
das Verfahren in diesem Fall einzustellen.

5. Das Gericht stellt sicher, dass der Zahlungsbefehl dem Antragsgegner geméald den

einzelstaatlichen Rechtsvorschriften auf eine Weise zugestellt wird, die den
Mindestanforderungen der Artikel 13 bis 15 gentigt.

Artikel 13
Zustellung mit Nachweis des Empfangs durch den Antragsgegner

Der Européische Zahlungsbefehl kann nach dem Recht des Vollstreckungsstaates dem
Antragsgegner auf eine der folgenden Arten zugestellt werden:

a)

b)

d)

durch  personliche Zustellung, bel der der Antragsgegner eine
Empfangsbestétigung unter Angabe des Empfangsdatums unterzeichnet,

durch personliche Zustellung, bei der die zustandige Person, die die Zustellung
vorgenommen hat, unter Angabe des Zustellungsdatums ein Papier
unterzeichnet, in dem erklart wird, dass der Antragsgegner das Schriftstiick
erhalten hat oder aber dessen Annahme ohne rechtméfdigen Grund verweigert
hat,

durch  postalische Zustellung, bel der der Antragsgegner die
Empfangsbestétigung unter Angabe des Empfangsdatums unterzeichnet und
zurickschickt, oder

durch elektronische Zustellung beispielsweise per Fax oder E-Mail, bei der der

Antragsgegner eine Empfangsbestatigung unter Angabe des Empfangsdatums
unterzeichnet und zuriickschickt.
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Artikel 14

Zustellung ohne Nachweis des Empfangs durch den Antragsgegner

Der Europédische Zahlungsbefehl kann nach dem Recht des Vollstreckungsstaates
dem Antragsgegner zudem auf eine der folgenden Arten zugestellt werden:

a)

b)

d)

f)

durch personliche Zustellung an die Privatanschrift des Antragsgegners an eine
in demselben Haushalt wie der Antragsgegner Iebende oder dort beschéftigte
Person,

wenn der Antragsgegner selbststéndig tétig oder eine juristische Person ist,
durch personliche Zustellung in den Geschéftsrdumen des Antragsgegners an
eine Person, die vom Antragsgegner beschaftigt wird,

durch Hinterlegung des Zahlungsbefehls im Briefkasten des Antragsgegners,

durch Hinterlegung des Zahlungsbefehls beim Postamt oder bei den
zustéandigen Behdrden mit entsprechender schriftlicher Benachrichtigung im
Briefkasten des Antragsgegners, sofern in der schriftlichen Benachrichtigung
das Schriftstiick eindeutig a's gerichtliches Schriftstiick kenntlich gemacht und
darauf hingewiesen wird, dass die Zustellung durch die Benachrichtigung als
erfolgt gilt und Fristen damit zu laufen beginnen,

postalisch ohne Nachweis gemal Absatz 3, wenn der Antragsgegner seine
Anschrift im Ursprungsmitgliedstaat hat,

elektronisch mit automatisch erstellter Sendebestatigung, sofern sich der
Antragsgegner vorab ausdriicklich mit dieser Art der Zustellung einverstanden
erklart hat.

Fur die Zwecke dieser Verordnung ist eine Zustellung nach Absatz 1 nicht zulé&ssig,
wenn die Anschrift des Antragsgegners nicht mit Sicherheit ermittelt werden kann.

Die Zustellung nach Absatz 1 Buchstaben a) bis d) wird bescheinigt durch

a)

b)

ein von der zustandigen Person, die die Zustellung vorgenommen hat,
unterzeichnetes Schriftstiick mit den folgenden Angaben:

(i)  Artder Zustellung,
(i) Datum der Zustellung,

(iii) falls der Zahlungsbefehl einer anderen Person als dem Antragsgegner
zugestellt wurde, den Namen dieser Person und in welcher Beziehung sie
zum Antragsgegner steht,

oder

fir die Zwecke von Absatz 1 Buchstaben @) und b) eine Empfangsbestétigung
durch die Person, der der Zahlungsbefehl zugestellt wurde.
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Artikel 15
Zustellung an einen Vertreter

Die Zustellung gemdl? Artikel 13 und 14 kann auch an einen Vertreter des Antragsgegners
erfolgen.

Artikel 16
Wider spruch gegen den Europaischen Zahlungsbefehl

1 Der Antragsgegner kann unter Verwendung des im Anhang beigefligten Formblatts,
das dem Antragsgegner zusammen mit dem Européischen Zahlungsbefehl zugestellt
wird, beim Ursprungsgericht Widerspruch gegen den Européischen Zahlungsbefehl

einlegen.

2. Der Widerspruch muss innerhalb von 30 Tagen ab Zustellung des Europaischen
Zahlungsbefehl s abgeschickt werden.

3. Der Antragsgegner gibt in dem Widerspruch an, dass er die fragliche Forderung

bestreitet, ohne dass er dafiir eine Begriindung liefern muss.

4. Der Widerspruch ist in Papierform oder durch andere — auch elektronische —
Kommunikationsmittel, die im Ursprungsmitgliedstaat zulassig sind und dem
Ursprungsgericht zur Verfligung stehen, einzulegen.

5. Der Widerspruch ist vom Antragsgegner oder gegebenenfalls von seinem Vertreter
Zu unterzeichnen. Wird der Widerspruch gemald Absatz 4 auf elektronischem Weg
eingelegt, so ist er nach Artikel 2 Nummer 2 der Richtlinie 1999/93/EG des
Europdischen Parlaments und des Rates vom 13. Dezember 1999 (ber
gemeinschaftliche  Rahmenbedingungen fir  elektronische  Signaturen  zu
unterzeichnen. Diese Signatur wird im Ursprungsmitgliedstaat anerkannt, wobel die
Anerkennung nicht von weiteren Bedingungen abhéngig gemacht werden darf.

Eine solche elektronische Signatur ist jedoch nicht erforderlich, wenn und insoweit
es bel den Gerichten des Ursprungsmitgliedstaats ein alternatives elektronisches
Kommunikationssystem gibt, das einer bestimmten Gruppe von vorab registrierten
und authentifizierten Nutzern zur Verfligung steht und die sichere Identifizierung
dieser Nutzer erméglicht. Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission Uber
derartige Kommunikationssysteme.

Artikel 17
Wirkungen der Einlegung eines Wider spruchs

1. Wird innerhalb der in Artikel 16 Absatz 2 genannten Frist Widerspruch eingelegt, so
wird das Verfahren vor den zustéandigen Gerichten des Ursprungsmitgliedstaats
gemal3 den Regeln eines ordentlichen Zivilprozesses weitergefiihrt, es sei denn, der
Antragsteller hat gemal3 Artikel 7 Absatz 4 ausdriicklich beantragt, das Verfahren in
einem solchen Fall einzustellen.
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Hat sich der Antragsteller zur Beitreibung seiner Forderung des Européischen
Mahnverfahrens bedient, so hat dies nach einzelstaatlichem Recht keinen Einfluss
auf seine Stellung in nachfolgenden ordentlichen Gerichtsverfahren.

2. Die Uberleitung in ein ordentliches Verfahren im Sinne von Absatz 1 erfolgt nach
dem Recht des Ursprungsmitgliedstaates.

3. Der Antragsteller wird von einem etwaigen Widerspruch des Antragsgegners und der
Uberleitung des Verfahrens in einen ordentlichen Zivilprozess unterrichtet.

Artikel 18
Vollstreckbarkeit

1. Wurde innerhalb der in Artikel 16 Absatz 2 genannten Frist unter Beriicksichtigung
einer angemessenen Frist fir die Ubermittlung kein Widerspruch eingelegt, erklart
das Ursprungsgericht den Europdischen Zahlungsbefehl unter Verwendung des im
Anhang beigefligten Formblattes unverziglich fur  vollstreckbar. Das
Ursprungsgericht Uberprift das Zustellungsdatum.

2. Unbeschadet der Bestimmungen von Absatz 1 richten sich die formalrechtlichen
Voraussetzungen fur die Vollstreckbarkeit nach den gesetzlichen Vorschriften des
Ursprungsmitgliedstaats.

3. Das Gericht Ubersendet dem Antragsteller den vollstreckbaren Européischen
Zahlungsbefehl.

Artikel 19
Abschaffung des Exequaturverfahrens

Der im Ursprungsmitgliedstaat vollstreckbar gewordene Européische Zahlungsbefehl wird in
den Ubrigen Mitgliedstaaten anerkannt und vollstreckt, ohne dass es einer weiteren Voll-
streckbarerkldrung bedarf und ohne dass seine Anerkennung angefochten werden kann.

Artikel 20
Uberprifung in Ausnahmefallen

1. Nach Ablauf der in Artikel 16 Absatz 2 genannten Frist ist der Antragsgegner
berechtigt, bel dem zustéandigen Gericht des Ursprungsmitgliedstaats eine
Uberpriifung des Europé schen Zahlungsbefehls zu beantragen, falls

a () der Zahlungsbefehl auf eine der in Artikel 14 genannten Arten
zugestellt wurde und

(i) die Zustellung ohne eigenes Verschulden nicht so rechtzeitig erfolgt ist,
dass er Vorkehrungen fir seine Verteidigung hétte treffen knnen,

oder
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b) e aus Grunden hoherer Gewalt oder aufgrund von nicht von ihm zu
vertretenden Umstanden daran gehindert wurde, der Forderung zu widersprechen,

wobei in beiden Fallen vorausgesetzt wird, dass er unverzuglich tétig wird.

Nach Ablauf der in Artikel 16 Absatz 2 genannten Frist kann der Antragsgegner
ferner bei dem zustéandigen Gericht des Ursprungsmitgliedstaats eine Uberpriifung
des Europaischen Zahlungsbefehls beantragen, wenn dieser nach Mal3gabe der
Vorschriften dieser Verordnung offensichtlich zu Unrecht erlassen worden ist oder
wenn sonstige aulergewohnliche Umsténde vorliegen.

Weist das Gericht den Antrag mit der Begrindung zurick, dass keine der in
Absitzen 1 und 2 genannten Voraussetzungen fir eine Uberpriifung vorliegt, bleibt
der Européische Zahlungsbefehl in Kraft.

Entscheidet das Gericht, dass die Uberpriifung aus einem der in den Absitzen 1 und
2 genannten Grunde gerechtfertigt ist, wird der Européische Zahlungsbefehl fir
nichtig erklart.

Artikel 21
Vollstreckung

Unbeschadet der Bestimmungen dieser Verordnung gilt fur Vollstreckungsverfahren
das Recht des V ollstreckungsmitgliedstaates.

Ein vollstreckbar gewordener Europaischer Zahlungsbefehl wird unter den gleichen
Bedingungen vollstreckt wie eine im Vollstreckungsmitgliedstaat ergangene
vollstreckbare Entscheidung.

Zur Vollstreckung des Européi schen Zahlungsbefehls in einem anderen Mitgliedstaat
legt der Antragsteller den zustéandigen Vollstreckungsbehorden dieses Mitgliedstaats
folgende Dokumente vor:

a) eine Kopie des vom Ursprungsgericht fur vollstreckbar erklérten Européischen
Zahlungsbefehls, die die fur ihre Echtheit erforderlichen Voraussetzungen
erfllt, und

b)  gegebenenfalls eine Ubersetzung des Européischen Zahlungsbefehls in die
Amtssprache des Vollstreckungsmitgliedstaats oder — falls es in diesem
Mitgliedstaat mehrere  Amtssprachen gibt — nach Maligabe der
Rechtsvorschriften dieses Mitgliedstaats in die Verfahrenssprache oder eine der
Verfahrenssprachen des Ortes, an dem die Vollstreckung betrieben wird, oder
in eine sonstige Sprache, die der Vollstreckungsmitgliedstaat zuldsst. Jeder
Mitgliedstaat kann angeben, welche Amtssprache oder -sprachen der Organe
der Europaischen Gemeinschaft er neben seiner oder seinen eigenen fir den
Europaischen Zahlungsbefehl zulasst. Die Ubersetzung ist von einer hierzu in
einem der Mitgliedstaaten befugten Person zu beglaubigen.

Von einem Antragsteller, der in einem Mitgliedstaat die Vollstreckung eines in
einem anderen Mitgliedstaat erlassenen Europdischen Zahlungsbefehls beantragt,
darf wegen seines Audéanderstatus oder Fehlens eines Wohnsitzes oder
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Aufenthaltsorts im Vollstreckungsmitgliedstaat keine wie auch immer geartete
Sicherheit, Burgschaft oder Kaution verlangt werden.

Artikel 22
Verweigerung der Vollstreckung

Auf Antrag des Antragsgegners lehnt das zustandige Gericht im
Vollstreckungsmitgliedstaat die Vollstreckung ab, wenn der Europaische
Zahlungsbefehl unvereinbar mit einer friheren, in einem anderen Mitgliedstaat oder
Drittstaat ergangenen Entscheidung oder Anordnung ist, sofern

a) die frihere Entscheidung zwischen denselben Parteien wegen derselben Sache
ergangen ist, und

b) die frihere Entscheidung die notwendigen Voraussetzungen fur ihre
Anerkennung im Vollstreckungsmitgliedstaat erfullt und

c) der Antragsgegner diesen Einwand im  Gerichtsverfahren  des
Ursprungsmitgliedstaats nicht hétte geltend machen kénnen.

Auf Antrag wird die Vollstreckung ferner verweigert, sofern der Antragsgegner dem
Antragsteller die im Européischen Zahlungsbefehl zuerkannte Summe gezahlt hat.

Ein Européaischer Zahlungsbefehl darf im Vollstreckungsmitgliedstaat in der Sache
selbst nicht nachgeprift werden.

Artikel 23
Aussetzung oder Beschrankung der Vollstreckung

Hat der Antragsgegner gemal Artikel 20 eine Uberprifung beantragt, so kann das zusténdige

Gericht i

m Vollstreckungsmitgliedstaat auf Antrag des Antragsgegners
a) dasVoallstreckungsverfahren auf Sicherungsmal3nahmen beschranken oder

b) die Vollstreckung von der Leistung einer von ihm zu bestimmenden Sicherheit
abhangig machen oder

c) im Ausnahmefall das Vollstreckungsverfahren aussetzen.

Artikel 24
Rechtliche Vertretung

Die Vertretung durch einen Rechtsanwalt oder sonstigen Rechtsbeistand ist nicht zwingend.

Dies gilt

a) fur den Antragsteller im Hinblick auf die Beantragung eines Europdischen
Zahlungsbefehls

b)  fir den Antragsgegner im Hinblick auf das Widerspruchsverfahren gegen einen
Europai schen Zahlungsbefehl.
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Artikel 25
Gerichtskosten

1 Die Gerichtskosten eines Europédischen Mahnverfahrens und eines ordentlichen
Zivilprozesses, der sich an die Einlegung eines Widerspruchs gegen den
Européischen Zahlungsbefehl in einem Mitgliedstaat anschlief¥, durfen insgesamt
nicht hoher sein als die Gerichtskosten eines ordentlichen Zivilprozesses ohne
vorausgehendes Européi sches Mahnverfahren in diesem Mitgliedstaat.

2. Fur die Zwecke dieser Verordnung umfassen die Gerichtskosten die dem Gericht zu
entrichtenden Gebuhren und Abgaben, deren H6he sich nach dem einzelstaatlichen
Recht bestimmt.

Artikel 26
Verhaltnis zum einzel staatlichen Prozessrecht

Samitliche verfahrensrechtlichen Fragen, die in dieser VVerordnung nicht ausdriicklich geregelt
sind, richten sich nach den einzel staatlichen Rechtsvorschriften.

Artikel 27
Verhaltnis zur Verordnung (EG) Nr. 1348/2000

Diese Verordnung bertihrt nicht die Anwendung der Verordnung (EG) Nr. 1348/2000 des
Rates Uber die Zustellung gerichtlicher und aufRergerichtlicher Schriftstiicke in Zivil- und
Handel ssachen in den Mitgliedstaaten.

Artikel 28
Informationen zu den Zustellungskosten und zur Vollstreckung

Die Mitgliedstaaten arbeiten zusammen, um der Allgemeinheit und Fachkreisen folgende
Informationen zur Verfigung zu stellen:

a)  genauere Angaben zu den Zustellungskosten und

b) Information dartber, welche Behdrden im Zusammenhang mit der
Vollstreckung fur die Anwendung der Artikel 21 bis 23 zusténdig sind.

Die betreffenden Informationen werden insbesondere Uber das mit der Entscheidung
2001/470/EG vom 28. Mai 2001 eingerichtete Européische Justizielle Netz fur Zivil- und
Handel ssachen zur Verfligung gestellt.

Artikel 29
Angaben zu den zustandigen Gerichten, den Uber priifungsverfahren, den
Kommunikationsmitteln und den Sprachen

1. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission bis zum 200
Folgendes mit:
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a)  welche Gerichte fur den Erlass eines Europaischen Zahlungsbefehls zustandig
sind;

b)  Informationen zum Uberprifungsverfahren und zu den fiir die Anwendung des
Artikels 20 zusténdigen Gerichten,

(c) welche Kommunikationsmittel im Hinblick auf das Européische
Mahnverfahren zulassig sind und den Gerichten zur Verfigung stehen und

d) diegemal Artikel 21 Absatz 2 Buchstabe b) zul&éssigen Sprachen.

Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission Uber alle etwaigen nachfolgenden
Anderungen dieser Angaben.

2. Die Kommission macht die gemdld Absatz 1 gelieferten Informationen durch
Verdffentlichung im Amtsblatt der Européischen Union und andere geeignete Mittel
offentlich zuganglich.

Artikel 30
Anderungen der Anhange

Die Formbl&tter in den Anhangen werden nach dem in Artikel 31 vorgesehenen Verfahren auf
den neuesten Stand gebracht oder technisch angepasst; wobei die Ubereinstimmung mit den
Vorschriften dieser Verordnung gewahrleistet sein muss.

Artikel 31
Ausschuss

1. Die Kommission wird von dem gemal3 Artikel 75 der Verordnung (EG) Nr. 44/2001
eingesetzten Ausschuss unterstiitzt.

2. Wird auf diesen Artikel Bezug genommen, so gelten die Artikel 3 und 7 des
Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen Artikel 8.

Artikel 32
Uber priifung

Die Kommission legt dem Europédischen Parlament, dem Rat und dem Européischen
Wirtschafts- und Sozialausschuss bis spatestens ... 200 © einen ausfiihrlichen Bericht vor, in
dem die Funktionsweise des Europaischen Mahnverfahrens einer Uberpriifung unterzogen
wird. Der Bericht soll das praktische Funktionieren des Verfahrens bewerten und eine
umfassende Folgenabschatzung fur jeden Mitgliedstaat vornehmen.

Zu diesem Zweck und um zu gewahrleisten, dass die Praktiken, die sich in der Européischen
Union bewahrt haben, geblhrend beriicksichtigt werden und den Grundsétzen einer besseren
Rechtsetzung entsprechen, stellen die Mitgliedstaaten der Kommission Informationen Uber
das grenzibergreifende Funktionieren des Europaischen Zahlungsbefehls zur Verfugung. Die

10 Funf Jahre nach Beginn der praktischen Anwendung der Verordnung.
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Informationen der Mitgliedstaaten sollten Angaben zu den Gebuhren, zur Schnelligkeit,
Effizienz und Benutzerfreundlichkeit des Verfahrens sowie zu den internen Mahnverfahren
der Mitgliedstaaten beinhalten.

Dem Bericht der Kommission werden gegebenenfalls Vorschlége zur Anpassung der
Verordnung beigefiigt.

Artikel 33
I nkrafttreten
Diese Verordnung tritt am 200_in Kraft.
Siegiltabdem 200 _ mit Ausnahme der Artikel 29, 30 und 31, die ab

dem 200 _ gelten.

Diese Verordnung ist in alen ihren Teilen verbindlich und gilt gemé dem Vertrag zur
Griundung der Européischen Gemeinschaft unmittelbar in den Mitgliedstaaten.

Geschehen zu Briissel am

Fur das Europaische Parlament
Der Prasident

Fir den Rat
Der Prasident

24

DE



	DE
	1. HINTERGRUND
	2. ZIEL DES GEÄNDERTEN VORSCHLAGS
	3. STELLUNGNAHME DER KOMMISSION ZU DEN ABÄNDERUNGEN DES PARLAMENTS
	3.1 Vollständig von der Kommission übernommene Abänderungen
	3.2 Von der Kommission inhaltlich übernommene, aber umformulierte Abänderungen
	3.3 Von der Kommission teilweise übernommene Abänderungen
	3.4 Nicht übernommene Abänderungen

	4. SCHLUSSFOLGERUNG
	DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION -
	HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:



